
Entscheidung

Persönlichkeitsrecht vs. Rundfunk- und

Kunstfreiheit

BVerfG, Beschluss vom 29.08.2007, – 1 BvR
1223/07, – 1 BvR 1224/07 –.

Beantragt jemand, der durch die geplante Aus-
strahlung eines Fernsehfilms möglicherweise
in seinem Persönlichkeitsrecht verletzt wird,
diese durch eine einstweilige Anordnung zu
untersagen, so erlässt das BVerfG eine solche
Anordnung nur, wenn die tatsächlichen Beein-
trächtigungen, die die Ausstrahlung des Films
zur Folge hätte, schwerer wiegen als die Be-
einträchtigung der Rundfunk- und Kunstfrei-
heit, die durch den Erlass der Anordnung ent-
stehen würde.

Zum Sachverhalt:

Verfassungsbeschwerde und Eilanträge des
Beschwerdeführers sind gegen die Versagung
eines Verbots der Ausstrahlung eines Fern-
sehfilms gerichtet, der an das Geschehen um
das Medikament Contergan anknüpft und
dieses in eine Spielfilmhandlung einbindet.

1. Der Beschwerdeführer ist Rechtsanwalt
und vertrat seit dem Jahre 1961 als Einzel-
anwalt die Interessen von Geschädigten des
Arzneimittels Contergan. Dieses Medikament
war von der Herstellerin zum 1. Oktober 1957
auf dem Markt eingeführt worden. Im Jahre
1961 nahm die Herstellerin das Medikament
vom Markt, als der Verdacht an sie herange-
tragen worden war, dass die Einnahme des
Medikaments durch Schwangere schwere
Missbildungen bei Föten hervorrufen könne.
Zu den Geschädigten zählt auch ein aus der
Ehe des Beschwerdeführers hervorgegan-
gener Sohn. Der Beschwerdeführer trat im
Rahmen des daraufhin gegen mehrere Mit-
arbeiter der Herstellerin eingeleiteten Straf-
verfahrens als Vertreter einer größeren An-
zahl der über 200 Nebenkläger auf. Im Jah-
re 1970 kam es zum Abschluss eines Ver-
gleichs zwischen den Geschädigten und der
Herstellerin, in der diese sich zur Zahlung ei-
ner Entschädigung verpflichtete. Die Geschä-
digten wurden bei Abschluss dieses Vergleichs
nicht von dem Beschwerdeführer, sondern
von einem anderen Anwalt vertreten. Die Ver-
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gleichssumme wurde in das Vermögen einer
im Jahre 1971 errichteten Stiftung einge-
bracht, die sich der Belange der Geschädig-
ten annimmt. Der Beschwerdeführer war ab
Errichtung der Stiftung bis zum Jahre 2004
als Vertreter der Geschädigten zum Mitglied
des Stiftungsrats bestellt.
Bei der Beklagten des Ausgangsverfahrens
der Beschwerde 1 BvR 1224/07 handelt es
sich um eine öffentlich-rechtliche Fernseh-
anstalt. Die Beklagte des Ausgangsverfahrens
der Beschwerde 1 BvR 1223/07 erstellte in
ihrem Auftrag einen Film, der an das histo-
rische Geschehen um das Schlafmittel Con-
tergan unter Nennung dieser Arzneibezeich-
nung sowie der seinerzeitigen Firma „Che-
mie Grünenthal“ der Herstellerin anknüpft.
Im Mittelpunkt des Films steht ein junger
Rechtsanwalt mit dem fiktiven Namen Paul
Wegener, der selbst Vater einer durch Conter-
gan geschädigten Tochter ist. Die Filmhand-
lung stellt die zuletzt erfolgreichen Bemü-
hungen dieses Rechtsanwalts dar, gegen die
Herstellerin juristisch vorzugehen. Hierbei
hat das Engagement des Anwalts für die Ge-
schädigten zur Folge, dass ein anfangs mit
ihm befreundeter Anwaltskollege die gemein-
sam gegründete Sozietät auflöst und sich die
Ehefrau des Anwalts vorübergehend von ihm
trennt. Szenen intimen Inhalts mit Bezug et-
wa auf das Sexualleben der Eheleute sind in
dem Film nicht enthalten. Am Schluss des
Films stehen das Obsiegen des Anwalts ge-
genüber der Herstellerfirma sowie eine ab-
schließende, in der Adventszeit spielende Ver-
söhnung des Anwalts mit seiner Ehefrau.
Der Film wurde von der beklagten Fernseh-
anstalt als „historisches Drama über den spek-
takulären Contergan-Fall“ angekündigt, das
„in Anlehnung an wahre Begebenheiten die
Aufsehen erregenden Ereignisse von damals
zum Gegenstand einer packenden Tele-Fik-
tion“ mache. Im Vor- und Abspann beider Tei-
le ist jeweils der folgende Text eingeschaltet:
„Dieser Film ist kein Dokumentarfilm! Er ist
ein Spiel- und Unterhaltungsfilm auf der
Grundlage eines historischen Stoffes. Die
fürchterliche Schädigung tausender Kinder
durch das Arzneimittel ‚Contergan‘, die Ein-
stellung des Strafprozesses gegen die Verant-
wortlichen wegen ‚geringer Schuld‘ und die
Zahlung der höchsten Entschädigungssum-
me in der deutschen Geschichte durch die
Herstellerfirma sind historische Realität. Die

im Film handelnden Personen und ihre be-
ruflichen und privaten Handlungen und Kon-
flikte sind dagegen frei erfunden.“
Die Ausstrahlung des Films war zunächst für
den Herbst 2006 aus Anlass der 50-jährigen
Wiederkehr der Erprobung des Medikaments
im Jahre 1956 vorgesehen.

2. Der Beschwerdeführer sieht sich in der Per-
son des in dem Film auftretenden Rechtsan-
walts Paul Wegener in erkennbarer Weise dar-
gestellt. Er nahm die Beklagten im Verfü-
gungsverfahren auf Unterlassung mehrerer
Szenen in Anspruch, die unstreitig von sei-
ner damaligen beruflichen und privaten Si-
tuation sowie seinem Handeln als Bevoll-
mächtigter von Contergan-Geschädigten ab-
weichende Geschehnisse zeigen. Das Unter-
lassungsbegehren ist insbesondere dagegen
gerichtet, dass der Film Spannungen zwi-
schen dem Rechtsanwalt und seiner Ehefrau
und Einzelheiten seiner privaten Verhältnis-
se darstelle, die in der Biografie des Beschwer-
deführers keine Entsprechung hätten. Auch
greife der in dem Film dargestellte Rechtsan-
walt zur Durchsetzung der Ansprüche der Ge-
schädigten zu teils berufsethisch oder mora-
lisch fragwürdigen Vorgehensweisen, derer
sich der Beschwerdeführer im Rahmen sei-
ner damaligen Tätigkeit für Contergan-Ge-
schädigte nicht bedient habe.

a) Der Beschwerdeführer erwirkte am 9. Fe-
bruar 2006 den Erlass von Beschlussverfü-
gungen auf Unterlassung dieser Szenen, die
das Landgericht auf Widerspruch der Beklag-
ten jeweils durch Verfügungsurteil vom 28.
Juli 2006 bestätigte.
Hiergegen wandten sich die Beklagten mit
ihren Berufungen. In der Berufungsverhand-
lung übernahmen sie gegenüber dem Be-
schwerdeführer die strafbewehrte Verpflich-
tung, den Film nur auszustrahlen, wenn der
bereits oben wiedergegebene Hinweistext,
dass es sich nicht um einen Dokumentarfilm
handele, vor Beginn jedes der beiden Teile
angesagt und vor Beginn des Abspanns für
mindestens 30 Sekunden eingeblendet wer-
de und hierbei dem abschließenden Hinweis,
dass die in dem Film handelnden Personen
und ihre privaten und beruflichen Konflikte
frei erfunden seien, der folgende Zusatz an-
gefügt werde:

Dies gilt insbesondere für die Figur des Rechts-
anwalts Paul Wegener und seiner Familie so-
wie die für die Arzneimittelfirma handeln-
den Personen einschließlich des Privatdetek-
tivs.

b) Das Oberlandesgericht hat die Verfügungs-
anträge unter Aufhebung der erstinstanzli-
chen Entscheidung mit Berufungsurteil je-
weils vom 10. April 2007 zurückgewiesen.
Zwar vermittele der Film durch die verwen-
dete Medikamentenbezeichnung und die
Nennung der Herstellerin den Eindruck, in
Grundzügen das Geschehen um das Medika-
ment Contergan wiederzugeben. Gleichwohl
gehe der Zuschauer bei Betrachtung des Films
nicht davon aus, dass die dargestellte Hand-
lung der historischen Wirklichkeit gleichsam
nach Art eines Dokumentarfilms nachgestellt
sei. Der Film sei deutlich als Spielfilm erkenn-
bar. Er weise zwar die Besonderheit auf, dass
dem Zuschauer durch Anknüpfung an die his-
torischen Vorgänge im Zusammenhang mit
dem Medikament Contergan eine Nähe zur
Realität vermittelt werde. Bezüglich solcher
historischer Fakten erwarte ein Zuschauer,
dass es sich um eine zumindest im Kern wahr-
heitsgetreue Wiedergabe handele. Zugleich
werde dem Zuschauer aber für die ausführ-
liche Darstellung privater und persönlicher
Verhältnisse der dargestellten Figuren na-
hegelegt, dass historische Genauigkeit inso-
weit nicht das Hauptanliegen des Films sei.
Die Beurteilung der beanstandeten Passagen
hänge daher davon ab, ob der Zuschauer dar-
in eine Wiedergabe realer Vorgänge sehe oder
ihm ihre fiktive Natur deutlich sei. Für die er-
öffneten Einblicke in den Alltag und das Fa-
milienleben des dargestellten Anwalts erwar-
te der Zuschauer eine solche Wirklichkeits-
treue nicht. Der fiktionale Charakter dieser
Szenen werde durch Verwendung erfunde-
ner Namen für die dargestellten Figuren und
zusätzlich durch die Hinweise aus der Anmo-
deration unterstrichen, zu deren Verwendung
sich die Beklagten gegenüber dem Beschwer-
deführer verpflichtet hätten.
Zwar bestehe eine Vielzahl markanter Über-
einstimmungen zwischen der Figur des An-
walts Paul Wegener und dem Beschwerdefüh-
rer, so dass von einer Erkennbarkeit des Be-
schwerdeführers auszugehen sei. Jedoch ver-
deutliche eine Vielzahl ähnlich markanter
Unterschiede zwischen dem Beschwerdefüh-
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Für weitere Einzelheiten der Erwägungen des
Berufungsgerichts wird auf das in dem Be-
schwerdeverfahren 1 BvR 1223/07 angegrif-
fene Urteil (abgedruckt in AfP 2007, S. 143ff.)
Bezug genommen, mit dem das in dem Be-
schwerdeverfahren 1 BvR 1224/07 angegrif-
fene Berufungsurteil in den hier bedeutsa-
men Teilen übereinstimmt.

3. Der Beschwerdeführer rügt eine Verletzung
seines Persönlichkeitsrechts aus Art. 2 Abs. 1
in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG. Aus Sicht
des Zuschauers werde nicht zureichend er-
kennbar, für welche Teile der Filmhandlung
ein Anspruch auf Wahrheit erhoben werde.
Die gegenteilige Einschätzung des Berufungs-
gerichts sei unzutreffend.
Mangels zureichender Verfremdung des Ab-
bilds, welches der Beschwerdeführer in der
in dem Film auftretenden Figur eines Rechts-
anwalts gefunden habe, liege bereits darin
eine schwere Verletzung des Persönlichkeits-
rechts des Beschwerdeführers, dass die Be-
klagten mit einer Darstellung der privaten
Verhältnisse dieses Anwalts zugleich das Pri-
vatleben des Beschwerdeführers zur Darstel-
lung gebracht hätten. Sei der Betroffene in
einer Filmfigur in so hohem Ausmaß erkenn-
bar, wie dies hier der Fall sei, so verletze je-
de unzutreffende oder die Privatsphäre be-
rührende Darstellung schon aus sich heraus
das Persönlichkeitsrecht in schwerwiegender
Weise. Dem werde es nicht gerecht, wenn das
Berufungsgericht den Erlass des begehrten
Verbots mangels Vorliegens einer für das An-
sehen des Beschwerdeführers gravierend ab-
träglichen Entstellung abgelehnt habe. Das
Persönlichkeitsrecht werde bereits dadurch
verletzt, dass die Filmhandlung Einzelheiten
des Privatlebens des Rechtsanwalts wie etwa
das Verhältnis zu seiner Ehefrau und seinem
Kind zur Darstellung bringe und der Beschwer-
deführer in der Figur dieses Rechtsanwalts er-
kennbar sei.

4. Der Beschwerdeführer beantragt den Er-
lass einer einstweiligen Anordnung, mit wel-
cher den Beklagten bis zur Entscheidung über
die Hauptsache eine Ausstrahlung des Films
verboten werden soll.

5. Die Beklagten des Ausgangsverfahrens ha-
ben zu den Eilanträgen Stellung genommen.
Ursprünglich sei beabsichtigt gewesen, den

rer und dem in dem Film auftretenden Rechts-
anwalt zugleich, dass diese Filmfigur künst-
lerisch eigenständig gestaltet worden sei.
Ein Unterlassungsanspruch stehe dem Be-
schwerdeführer daher nicht schon bei gering-
fügig negativen Abweichungen von der Wahr-
heit zu, sondern setze voraus, dass hierdurch
eine schwerwiegende Entstellung seines Bil-
des in der Öffentlichkeit bewirkt werde.
Das Oberlandesgericht habe den Film in Au-
genschein genommen. Für eine Darstellung
realer Vorgänge sei den beanstandeten Film-
szenen nichts zu entnehmen. Ihr fiktionaler
Charakter sei für den Zuschauer erkennbar.
Er hege daher nicht die Erwartung, über Tat-
sachen wirklichkeitsgetreu informiert zu wer-
den. Für die Mehrzahl der beanstandeten Sze-
nen sei zudem auch nicht zu erkennen, dass
der in der Filmhandlung auftretende Rechts-
anwalt hierbei in schwerwiegender Weise
nachteilig dargestellt werde. Die von dem Be-
schwerdeführer als berufsethisch fragwürdig
beanstandeten Handlungen fasse der Zu-
schauer als vertretbare Mittel in dem Kampf
des Anwalts gegen das als übermächtiger Geg-
ner dargestellte Unternehmen auf. Auch sei
der Spielhandlung nicht zu entnehmen, dass
der Anwalt gegenüber seinem behinderten
Kind lieblos auftrete und eine ehewidrige Be-
ziehung zu einer Mandantin aufnehme. So-
weit der Film nahelege, dass sich die Ehefrau
des Anwalts von diesem vorübergehend ge-
trennt habe, sehe der Zuschauer auch darin
eine für das reale Geschehen um das Medi-
kament Contergan belanglose und allein aus-
schmückende Fiktion. Die Figur des Rechts-
anwalts erscheine innerhalb dieses Gesche-
hens zudem als Opfer einer Trennung, die von
seiner Ehefrau ausgehe. Schon wegen des
Zeitablaufs von mehr als 40 Jahren seit Be-
endigung der dargestellten Ereignisse könne
in einer solchen Darstellung keine erhebliche
Verzerrung des Persönlichkeitsbildes des Be-
schwerdeführers gegenüber der Öffentlich-
keit gesehen werden.
Soweit sich der Beschwerdeführer gegen sol-
che Darstellungen wende, die in der zur Ver-
breitung bestimmten Filmfassung gegenüber
dem Drehbuch nicht mehr enthalten seien,
fehle es bereits an einer Begehungsgefahr. Es
liege fern und sei von der Beschwerdeführe-
rin auch nicht zureichend glaubhaft gemacht,
dass das Drehbuch veröffentlicht werden
könne.

Film zum Oktober 2006 im Vorfeld der im
Jahre 2007 anstehenden 50-jährigen Wieder-
kehr der Markteinführung des Medikaments
Contergan auszustrahlen. Nach Aufhebung
des von dem Landgericht verhängten Verbots
durch das im April 2007 erlassene Berufungs-
urteil sei zunächst geplant gewesen, den Film
nunmehr zum nächstverfügbaren Sendezeit-
punkt auszustrahlen und auf zwei Filmfesti-
vals im Juni und Juli 2007 vorzustellen. Auch
mit Rücksicht auf das anhängig gemachte Eil-
verfahren sei nunmehr als Ausstrahlungster-
min der 7. und 8. November 2007 festgesetzt
worden, dem ab Mitte September 2007 im
Zuge der Ankündigung des Films voraussicht-
lich eine Aufführung vor Pressepublikum vor-
ausgehen werde.
Die nunmehr erfolgte Verlegung des Sende-
termins auf den 7. und 8. November 2007 sei
gezielt im Hinblick darauf erfolgt, dass die-
ser Zeitpunkt sich noch in zeitlichem Zusam-
menhang zu der am 1. Oktober 2007 anste-
henden 50-jährigen Wiederkehr der Markt-
einführung des Medikaments Contergan be-
wege. Es sei beabsichtigt, im Zusammenhang
mit der Ausstrahlung des Films zwei Fernseh-
dokumentationen zu senden, von denen das
Schicksal Contergan-Geschädigter nach Ab-
schluss des in dem Film dargestellten Gesche-
hens behandelt werde. Mit Blick auf den be-
vorstehenden Jahrestag sei zudem damit zu
rechnen, dass der Film an eine Behandlung
der Thematik durch andere Fernsehberichte
und die übrige Medienberichterstattung an-
knüpfen könne und daher auf ein tagesak-
tuelles Interesse stoße. Zudem seien auch
Spielfilme heute auf zeitnahe Verbreitung an-
gewiesen, wolle ihre Thematik und Gestal-
tung den raschem Wandel unterworfenen Pu-
blikumsgeschmack treffen.
Ergänzend ist von der im Ausgangsverfahren
beklagten Produktionsfirma darauf hinge-
wiesen worden, dass eine Verzögerung der
Ausstrahlung des Films auch Beeinträchti-
gungen ihrer wirtschaftlichen Interessen mit
sich bringen könne. Sie habe den Film als mit-
telständisches Produktionsunternehmen mit
erheblichem finanziellem Aufwand vorfinan-
ziert und erhalte diesen Aufwand frühestens
erstattet, wenn der Film zur Ausstrahlung
freigegeben sei. Auch wäre sie durch Erlass
der Eilanordnung gehindert, den Film als Re-
ferenzprojekt zur Bewerbung um Folgeauf-
träge möglichen Auftraggebern vorzuführen.
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6. Dem Bundesverfassungsgericht lag eine
Kopie des Films in der dem Berufungsgericht
vorgelegten Fassung zur Inaugenscheinnah-
me vor.

Aus den Gründen:

II. Die Voraussetzungen für den Erlass der be-
gehrten einstweiligen Anordnungen liegen
nicht vor. Die erforderliche Folgenabwägung
fällt zuungunsten des Beschwerdeführers aus.

1. Nach § 32 Abs. 1 BVerfGG kann das Bun-
desverfassungsgericht im Streitfall einen Zu-
stand durch einstweilige Anordnung vorläu-
fig regeln, wenn dies zur Abwehr schwerer
Nachteile, zur Verhinderung drohender Ge-
walt oder aus einem anderen wichtigen Grund
zum gemeinen Wohl dringend geboten ist.
Wegen der meist weittragenden Folgen, die
eine einstweilige Anordnung in einem ver-
fassungsgerichtlichen Verfahren auslöst, ist
bei der Prüfung der Voraussetzungen des § 32
Abs. 1 BVerfGG ein strenger Maßstab anzu-
legen (vgl. BVerfGE 87, 107 <111>; stRspr).
Dabei haben die Gründe, die für die Verfas-
sungswidrigkeit des angegriffenen Hoheits-
akts vorgetragen werden, grundsätzlich au-
ßer Betracht zu bleiben, es sei denn, die Ver-
fassungsbeschwerde erweist sich von vorn-
herein als unzulässig oder offensichtlich
unbegründet. Bei offenem Ausgang des Ver-
fassungsbeschwerdeverfahrens muss das
Bundesverfassungsgericht die Folgen, die ein-
treten würden, wenn eine einstweilige Anord-
nung nicht erginge, die Verfassungsbeschwer-
de aber Erfolg hätte, gegenüber den Nach-
teilen abwägen, die entstünden, wenn die be-
gehrte einstweilige Anordnung erlassen
würde, der Verfassungsbeschwerde aber der
Erfolg zu versagen wäre (vgl. BVerfGE 71, 158
<161>; 88, 185 <186>; 91, 252 <257f.>;
stRspr).

2. Die Verfassungsbeschwerde ist weder un-
zulässig noch offensichtlich unbegründet. Es
ist demnach eine Beurteilung und Abwägung
der Folgen geboten, die im Falle des Erfolgs
oder Misserfolgs einer Verfassungsbeschwer-
de einträten. Hierbei wird bedeutsam, ob für
den Fall, dass die einstweilige Anordnung
nicht ergeht, ein Eingriff in Grundrechte
droht, der als solcher nicht mehr rückgän-
gig gemacht werden kann. Bei der Folgen-

abwägung ist dieser Gesichtspunkt jedoch
nicht für sich allein ausschlaggebend. Zu be-
rücksichtigen ist vielmehr auch, wie schwer
die tatsächlichen Beeinträchtigungen wie-
gen, die für das als verletzt behauptete Grund-
recht im Falle des Nichterlasses der Eilan-
ordnung zu erwarten stünden (vgl. BVerfGE
77, 130 <136>; 80, 360 <366f.>; 87, 334
<340>). Maßgeblich wird, mit welcher
Wahrscheinlichkeit der Eintritt solcher Be-
einträchtigungen zu erwarten steht und ob
Maßnahmen getroffen sind, ihren Eintritt aus-
zuschließen oder in seinen Folgen abzumil-
dern (vgl. BVerfGE 85, 94 <96>; 87, 334
<340>). Würde in Belange der obsiegenden
Gegenpartei eines fachgerichtlichen Aus-
gangsverfahrens eingegriffen, wenn die einst-
weilige Anordnung ergeht, die Verfassungs-
beschwerde sich jedoch später als unbegrün-
det erweist, so sind auch ihre Belange nach
ihrem tatsächlichen Gewicht und der Bedeu-
tung hiervon betroffener grundrechtlicher
Schutzpositionen in die Abwägung einzustel-
len (vgl. BVerfGE 12, 276 <280>; 77, 130
<136>).
Die Abwägung führt im vorliegenden Verfah-
ren nicht zu einem Überwiegen derjenigen
Gründe, die für den Erlass der einstweiligen
Anordnung sprechen.

a) Erginge die einstweilige Anordnung nicht,
erwiese sich die Verfassungsbeschwerde spä-
ter aber als begründet, so bestünde die Ge-
fahr, dass es zu der von den Beklagten für den
November dieses Jahres beabsichtigten Aus-
strahlung des Films kommt und dies eine Ver-
letzung des geltend gemachten Grundrechts
aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1
Abs. 1 GG bewirkt.
Im Zuge der nach § 32 Abs. 1 BVerfGG gebo-
tenen Folgenabwägung legt das Bundesver-
fassungsgericht seiner Entscheidung für die
erforderliche Gewichtung der hieraus bei
Nichterlass der Eilanordnung und späterem
Erfolg der Verfassungsbeschwerde eintreten-
den Folgen grundsätzlich die den angegriffe-
nen Entscheidungen vorgenommenen Tatsa-
chenfeststellungen und Tatsachenwürdigun-
gen zugrunde (vgl. BVerfGE 34, 211 <216>);
anderes gilt, wenn die Feststellungen offen-
sichtlich fehlsam sind oder die Tatsachenwür-
digung unter Berücksichtigung der betrof-
fenen Grundrechtsnorm offensichtlich nicht
trägt (vgl. BVerfGK 3, 97 <99f.>).

Das Oberlandesgericht geht davon aus, dass
ein Zuschauer des zur Ausstrahlung vorgese-
henen Films nicht hinsichtlich aller Bestand-
teile der Spielhandlung gleichermaßen eine
wahrheitsgetreue Wiedergabe tatsächlicher
Ereignisse annimmt. Er erwarte eine solche
Wiedergabe allein für den historisch gesicher-
ten Geschehenskern um die Markteinführung
des Arzneimittels Contergan, dessen Folgen
für die Geschädigten und das sich hieran an-
schließende Strafverfahren. Hingegen wer-
de von dem Zuschauer die an diesen Gesche-
henskern anknüpfende unterhaltsam-span-
nende Spielhandlung um den dargestellten
Rechtsanwalt nicht als Nachbildung tatsäch-
licher Ereignisse aufgefasst. Dies sei dem Zu-
schauer bereits aus der Aufmachung des Films
als eines fiktionalen Spielfilms erkennbar. Un-
terstrichen werde dieser Eindruck durch den
in den Vor- und Abspann eingeschalteten Hin-
weistext.
Die Sachverhaltswürdigung des Oberlandes-
gerichts kann auch zur Bestimmung des für
die vorliegend vorzunehmende Folgenabwä-
gung maßgebenden Gewichts der zu erwar-
tenden Beeinträchtigung herangezogen wer-
den. Dieses Gewicht wird davon beeinflusst,
ob aus der verfassungsrechtlich maßgeben-
den Sicht des unvoreingenommenen und ver-
ständigen Durchschnittspublikums die kon-
kret beanstandeten Szenen als fiktional oder
als Wiedergabe historischer Wirklichkeit
wahrgenommen werden. Bei seiner Sachver-
haltswürdigung berücksichtigt das Oberlan-
desgericht, dass die hier zu beurteilende Film-
handlung, ungeachtet ihrer Anknüpfung an
ein historisches Geschehen, nach dem Ge-
samtcharakter des Films und keineswegs nur
aufgrund der Formulierung im Vor- und Ab-
spann nicht den Eindruck erweckt, nach Art
eines Dokumentarspiels (vgl. dazu BVerfGE
35, 202 <226f.>) das historische Geschehen
in sämtlichen Einzelheiten möglichst detail-
getreu nachzubilden, der Film andererseits
aber infolge seiner offenen Anknüpfung an
ein reales historisches Geschehen nicht in
jeder Hinsicht einer rein fiktiven Spielhand-
lung gleichgestellt werden darf.
In die Folgenabwägung ist einzustellen, dass
ein verständiger Zuschauer das in der Film-
handlung dargestellte Geschehen um den
Rechtsanwalt und sein berufliches und pri-
vates Verhalten auch dort nicht als mit um-
fassendem Wahrheitsanspruch versehene Ver-
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schwerdeführers fragwürdigen Mitteln grei-
fe oder Krisen und Niederlagen durchlebe.
Das in der Spielhandlung angedeutete Zer-
würfnis der Eheleute werde von dem Zu-
schauer als fiktionale Zutat erkannt. In dem
Film erscheine die Figur des Rechtsanwalts
im Übrigen eher als Opfer einer von seiner
Ehefrau ausgehenden Trennung.
Das Oberlandesgericht hat ferner in die Prü-
fung einbezogen, dass ein etwa 40 Jahre zu-
rückliegendes Geschehen geschildert wurde,
dem eine erhebliche Verzerrung des heutigen
Persönlichkeitsbildes des Beschwerdeführers
nicht zu entnehmen sei.
Auf der Grundlage dieser Würdigung des
Oberlandesgerichts lässt sich nicht feststel-
len, dass eine Ausstrahlung des Films zu den
von dem Beschwerdeführer befürchteten
schwerwiegenden Beeinträchtigungen füh-
ren kann. Den beanstandeten Teilen der Dar-
stellung kommt infolge ihrer deutlich erkenn-
baren Einbindung in ein fiktionales Gesche-
hen eine wesentlich geringere Beeinträchti-
gungswirkung zu als etwa die Verbreitung
unzutreffender Tatsachenbehauptungen, die
einen umfassenden Wahrheitsanspruch er-
heben.

b) Erginge die einstweilige Anordnung, er-
wiese sich die Verfassungsbeschwerde aber
später als unbegründet, so wären die Beklag-
ten bis zu diesem Zeitpunkt an einer Verbrei-
tung des Films gehindert. Die Beklagten be-
absichtigen eine Ausstrahlung des Films in
zeitlichem Zusammenhang mit der im Jahr
2007 anstehenden 50-jährigen Wiederkehr
der Markteinführung des Medikaments Con-
tergan.
Die ursprünglich für Oktober 2006 im Vor-
feld dieses Jahrestages geplante Ausstrah-
lung konnte infolge der Entscheidung des
Landgerichts nicht erfolgen und von einer
nach Aufhebung dieses Verbots durch das
Oberlandesgericht möglichen Ausstrahlung
und Präsentation des Films haben die Beklag-
ten mit Rücksicht auf die Eilanträge des Be-
schwerdeführers Abstand genommen. Nun-
mehr ist die Ausstrahlung auf den 7. und 8.
November 2007 angesetzt worden. Wären
die Beklagten durch Erlass der Eilanordnung
zu einer erneuten Verlegung der Ausstrah-
lung gezwungen, so könnte dies das mit die-
sem Ausstrahlungstermin verfolgte Anliegen
beeinträchtigen, den Film jedenfalls noch in

breitung von Tatsachenbehauptungen über
konkrete Betroffene auffasst, wo die von der
Darstellung beabsichtigte und offengelegte
Anknüpfung an einen realen Sachverhalt es
ermöglicht, dass der Zuschauer in der Film-
figur eines Rechtsanwalts einen Bezug zu der
an dem zeitgeschichtlichen Geschehen betei-
ligten Person des Beschwerdeführers herstellt
und ihn in diesem Sinne „erkennt“. Eine sol-
che Erkennbarkeit ist eine notwendige Fol-
ge der beabsichtigten und offengelegten An-
knüpfung der Spielhandlung an einen histo-
rischen Sachverhalt. Andererseits wird durch
eine Fülle von Abweichungen in den Charak-
teristika und Handlungsweisen des Rechts-
anwalts von der seinerzeit handelnden Per-
son des Beschwerdeführers zum Ausdruck ge-
bracht, dass die beanstandeten Szenen nicht
den Eindruck einer umfassend tatsachenge-
treuen Schilderung des seinerzeitigen Verhal-
tens des Beschwerdeführers vermitteln sollen
und der Zuschauer wird hierauf im Vorspann
und Abspann des Films ausdrücklich hinge-
wiesen. Andernfalls hätten die Beklagten im
Interesse historischer Glaubwürdigkeit um
möglichste Realitätstreue aller Einzelheiten
im Handeln und in der Person des Rechtsan-
walts bemüht sein müssen. Damit hätte die
von ihnen um der spielfilmgerechten Aufbe-
reitung des Stoffs willen gezielt vorgenom-
mene Abweichung vom realen Geschehen im
Widerspruch gestanden. Nach den Feststel-
lungen des Oberlandesgerichts handelt es
sich bei dem Rechtsanwalt Paul Wegener um
eine Filmfigur, in die lediglich einzelne Merk-
male der Person des Beschwerdeführers ein-
gegangen sind. Die in dem Film erfolgte Dar-
legung der privaten Lebensverhältnisse des
Rechtsanwalts und seiner Handlungen erhe-
ben daher nicht einen Anspruch auf zutreffen-
de Wiedergabe des seinerzeitigen Handelns
und der Lebensverhältnisse des Beschwerde-
führers.
Das Oberlandesgericht hat für den überwie-
genden Teil der beanstandeten Szenen im Üb-
rigen bereits verneint, dass sich diesen der
von dem Beschwerdeführer beanstandete ab-
trägliche Eindruck entnehmen lasse. Vor dem
Hintergrund des in der Filmhandlung darge-
stellten Kampfes des Rechtsanwalts gegen ei-
nen als übermächtig erscheinenden Gegner
bringe der Zuschauer Verständnis dafür auf,
wenn die Figur des Rechtsanwalts in einzel-
nen Fällen auch zu nach Auffassung des Be-

zeitlichem Zusammenhang zu dem im Ok-
tober 2007 anstehenden und zeitgeschicht-
lich bedeutsamen Jahrestag der 50-jährigen
Wiederkehr der Markteinführung des Medi-
kaments Contergan auszustrahlen. Dieser Be-
zug soll dadurch verstärkt werden, dass als
Rahmenprogramm im Zusammenhang mit
der Verbreitung des Spielfilms die Ausstrah-
lung zweier Dokumentationen vorgesehen
ist, die gleichfalls der Thematik des sogenann-
ten Contergan-Skandals und seiner Folgen
gewidmet sind. Auch haben andere Massen-
medien diesen anstehenden Jahrestag schon
derzeit durch Beiträge aufgegriffen oder be-
absichtigen dies. Eine Ausstrahlung des Films
gerade zu dem vorgesehenen Zeitpunkt kann
daher besondere publizistische Wirkungen
erzielen.
Es stellt einen schwerwiegenden Eingriff in
die von Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG umfasste Frei-
heit der beklagten Rundfunkanstalt zur Ge-
staltung und Verbreitung ihres Programms
dar, wird sie durch Erlass der Eilanordnung
an der Erstausstrahlung eines Spielfilms zu
einem nach Gesichtspunkten der tagesaktu-
ellen Bedeutsamkeit gewählten Zeitpunkt
und in einem nach medienspezifischen Ge-
sichtspunkten gewählten Kontext gehindert.
An der von Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG gewähr-
leisteten Freiheit der Rundfunkberichterstat-
tung hat hierbei auch die von der Rundfunk-
anstalt beauftragte Produktionsfirma teil.
Durch das mit der Eilanordnung begehrte Ver-
bot wäre zusätzlich die Gewährleistung des
Art. 5 Abs. 3 GG betroffen, der als Werk der
Filmkunst auch ein Spielfilm unterfällt.
Die Verbreitung eines unterhaltend aufge-
machten Films in Anknüpfung an einen be-
deutsamen zeitgeschichtlichen Jahrestag
kann der öffentlichen Meinungsbildung be-
deutsame Anstöße vermitteln, die bei einer
Verzögerung der Ausstrahlung des Films bis
zu einem späteren Zeitpunkt wegen des dann
geringeren Aktualitätsbezugs verloren gin-
gen. Der Erlass der einstweiligen Anordnung
hätte daher nicht allein Beeinträchtigungen
der grundrechtlich geschützten Belange der
Beklagten zur Folge, sondern wäre zugleich
mit gewichtigen Nachteilen für den freien öf-
fentlichen Kommunikationsprozess verbun-
den, auf dessen Verwirklichung die in Art. 5
Abs. 1 GG enthaltenen Gewährleistungen zie-
len. Ob den seitens der beklagten Produkti-
onsfirma angeführten Beeinträchtigungen
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ihrer wirtschaftlichen Belange aus einer Ver-
zögerung der Verbreitung des Films zusätz-
lich maßgebliches Gewicht zukäme, kann des-
halb dahinstehen.

c) Die Abwägung der aufgezeigten Folgen er-
gibt nicht, dass die dem Beschwerdeführer
bei der Verweigerung einer einstweiligen An-
ordnung drohenden Nachteile schwerer wö-
gen als die mit ihrem Erlass verbundenen Be-
einträchtigungen der Belange der Beklag-
ten und des Informationsinteresses der Öf-
fentlichkeit.
Die bei Nichterlass der einstweiligen Anord-
nung möglichen Beeinträchtigungen, welche
der Beschwerdeführer in seinem von Art. 2
Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG
gewährleisteten Persönlichkeitsrecht durch
Verbreitung des Films erfahren kann, wiegen
nicht schwerer als insbesondere die Nachtei-
le für die von Art. 5 Abs. 1 GG gewährleiste-
ten publizistischen Belange der Beklagten,
die zu erwarten stünden, würden diese durch
Erlass der Eilanordnung gehindert, die beson-
deren publizistischen Wirkungen zu erzielen,
die mit der Ausstrahlung des Films zu dem
von ihnen gewählten und zeitgeschichtlich
bedeutsamen Jahrestag verbunden wären.
Dem Beschwerdeführer kann daher zugemu-
tet werden, die mit einer Ausstrahlung des
Films verbundenen Beeinträchtigungen hin-
zunehmen, im Übrigen aber seine Rechte in
dem Hauptsacheverfahren zu verfolgen.
Für die Gewichtung der beiderseitigen Fol-
gen kommt es nicht mehr darauf an, ob aus
dem Erlass der Eilanordnung generell ein-
schüchternde Wirkungen etwa für andere Trä-
ger des Grundrechts der Rundfunkfreiheit zu
erwarten stünden (vgl. dazu BVerfG, Be-
schluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom
19. November 1993 – 1 BvR 1861/93 –, AfP
1993, S. 733 <734>). Bereits hiervon un-
abhängig lässt sich ein Überwiegen der Be-
lange des Beschwerdeführers innerhalb der
Folgenabwägung nicht erkennen.

Buchbesprechungen Die überaus positive Beurteilung der Erstauf-
lage des Beck’schen Kommentars zum Rund-
funkrecht (vgl. dazu meine Rezension der Vor-
auflage an gleicher Stelle) bestätigt sich auch
für die nunmehrige zweite Auflage, die ins-
besondere auch eine erstmalige Kommentie-
rung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags
enthält. Der Kommentar zeichnet sich aus
durch Aktualität, klare Systematik, wissen-
schaftliche Durchdringung der Materie und
dogmatische Solidität ebenso wie durch Über-
sichtlichkeit, hohen Nutzwert für die Praxis,
Vollständigkeit und auch ein weitgehend
gleichmäßig hohes Niveau der Einzelkom-
mentierungen. Weiterhin gilt freilich auch,
was einschränkend für die Erstauflage an-
gemerkt wurde. 
Die Einheitlichkeit und Geschlossenheit des
Werks wird erkauft durch einen gewissen
Mangel an Meinungsvielfalt. Dies kommt in
der Zusammensetzung des 35-köpfigen Be-
arbeiterkreises deutlich zum Ausdruck. 20
der 35 Bearbeiter sind ausweislich des Bear-
beiterverzeichnisses bei den Rechtsabteilun-
gen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten angesiedelt: Altes, WDR, Binder, RBB,
Brinkmann, HR, Eicher, SWR, Fach-Petersen,
MDR, Gall, BR, Hahn, NDR, Herb, SWR, Her-
tel, SWR, Hesse, BR, Kröber, MDR, Libertus,
WDR, Merten, MDR, Michel, WDR, Naujock,
RBB, Radeck, SR, Siekmann, NDR, Weber, SR,
Wille, MDR, Witte, RBB, zwei weitere bei der
Abteilung Recht der GEZ: Göhmann, Ohliger.
Genannt werden weiterhin zwei Mitarbei-
ter des Hans-Bredow-Instituts – Schulz, mit
einem quantitativ wie qualitativ herausra-
genden Anteil an den Einzelkommentierun-
gen, und Held – sowie sieben Professorin-
nen und Professoren, Eifert, Goerlich, Ladeur,
Rossen-Stadtfeld, Schuler-Harms, Trute und
Vesting, auch diese in ihrer Mehrzahl aus dem
Umfeld des Hans-Bredow-Instituts stam-
mend, drei Rechtsanwälte ohne nähere in-
stitutionelle Zuordnung – Flechsig, Lovens,
Wagner– sowie eine Richterin des Bundesver-
waltungsgerichts, Bumke. Wer also mit der
selbstbewussten Produktkennzeichnung ei-
nes Beck’schen Kommentars die Vorstellung
verbindet, hier werde die volle Bandbreite
rechtswissenschaftlicher Forschung und Pra-
xis repräsentiert, mag diese Erwartung mög-
licherweise getäuscht sehen. Wie schon für
die Vorauflage wäre möglicherweise die Be-
zeichnung als „Anstaltskommentar“ oder
auch „Hamburger Kommentar“ ehrlicher. 
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